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Sozialer Wohnungsbau in Friedberg: Neubau einer geférderten stadtischen Wohnanlage -

Grundsatzbeschluss

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadt Friedberg beantragt aufgrund des (neuen) kommunalen Forderprogramms vom
22. Dezember 2015 staatliche Zuwendungen fur den Neubau eines stadtischen Mietwoh-
nungsgebaudes und wird somit im Rahmen der neuen Foérdertatbestande bezahlbarem
Mietwohnraum fur Haushalte, die sich am Markt nicht mit angemessenem Mietwohnraum
versorgen kdnnen, schaffen.

2. Fur die Realisation kommt folgendes stadtische Grundstiick in Frage:
-um Meinungsbildung wird gebeten-

3. Die entsprechenden Haushaltsmittel und die mégliche Férderung sind in die Haushalte
2016 und 2017 einzustellen. Die offenen Finanzierungsmittel in Héhe von rund 60 % sind
Uber ein zinsverbilligtes Kapitalmarktdarlehen der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt zu
decken. Der erforderliche stadtische Eigenanteil in Héhe von 10 % wird tGber den Grund-

stuckswert eingebracht.

anwesend:

fir den Beschluss:

gegen den Beschluss:
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Sachverhalt:
1. Ausgangslage

Der Freistaat Bayern unterstitzt die Gemeinden bei der Erfullung ihrer Aufgabe zur Schaf-
fung von angemessenem und bezahlbarem Wohnraum gemaf Art. 106 Abs. 2 in Verbindung
mit Art. 83 BV. In Anbetracht der derzeitigen aul3ergewohnlichen Situation hat der Freistaat
Bayern mit dem Erlass einer Férderrichtlinie vom 22. Dezember 2015 den Wohnungspakt
Bayern initialisiert.

Wohnungspakt
Bayern

Fur die Zuwendung gelten die neu erlassenen Richtlinien und die allgemeinen haushalts-
rechtlichen Bestimmungen. Die Zuwendung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der
verfigbaren Haushaltsmittel. Die Zuwendungen sind im Rahmen der bekannten Verfahren
bei der Bewilligungsstelle zu beantragen. Ein Bewerbungsverfahren ist nicht vorgeschaltet.

2. Richtlinien fur das kommunale Forderprogramm vom 22. Dezember 2015-KommWFP
Mit dem Wohnungspakt Bayern —-KommWFP- wird das Ziel der Schaffung von bezahlbarem
Mietwohnraum fiir Haushalte, die sich am Markt nicht mit angemessenem Mietwohnraum

versorgen konnen, verfolgt. Dabei sollen auch anerkannte Flichtlinge angemessen berick-
sichtigt werden.

Wohnungspakt Bayern

Staatliches Kommunales Staatliche
Sofortprogramm Forderprogramm Wohnungsbau-
forderung
Staat plant Gemeinden Investoren planen
und baut planen und bauen und bauen

Degressive Abschreibung

Bauland mobilisieren

Gegenstande der staatlichen Férderung im KommWFP sind dabei

- das Schaffen von Mietwohnraum durch Neubau, Anderung oder Erweiterung von Ge-
bauden, einschliel3lich solcher, die bisher nicht zu Wohnzwecken genutzt wurden,
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- die Modernisierung bestehenden Mietwohnraums,

- der Erwerb von Grundstticken oder von leerstehenden Gebauden zur Durchfiihrung von
vorgenannten MafRnahmen sowie

- vorbereitende planerische MaRnahmen; dazu gehdren insbesondere Wohnraumkonzep-
te, Fachgutachten und Wettbewerbe.

Zuwendungsempfanger im KommWFP sind die Gemeinden, auch in kommunaler Zusam-
menarbeit in den Formen von Zweckvereinbarungen und Zweckverbanden. Die Gemeinden
oder die Zweckverbande mussen Eigentimer des nach diesen neuen Richtlinien geférderten
Mietwohnraums sein. Zur Umsetzung kénnen sich die Zuwendungsempfanger insbesondere
kommunaler Wohnungsbauunternehmen bedienen. Als Kooperationspartner kénnen auch die
Kirchen durch die Bereitstellung von Grundstiicken in Erbpacht an die Gemeinden oder durch
die Einbindung kirchlicher Wohnungsunternehmen zur Durchfiihrung und Abwicklung der
Baumalnahmen beteiligt werden.

Sofortprogramm
far anerkannte Flachtlinge

Kommunales Férderprogramm
fur Alle

Wohnungsbauférderung
far Alle

Ziel Staat Gemeinden planen und bauen Investoren
plant und baut planen und bauen
. Farderung von Gemeinden, um
. kurzfristiger Auszug der Wohnungsangebate far drtlichen . Schaffung von dauerhaftem Wohnraum
Fehlbeleger aus den Bedarf zu schaffen furr alle Sozialwohnungsberechtigte
Gemeinschaftsunterkinften . Erhéhung der Anreize far Investoren
. befristetes Wohnen mit durch Ausweitung der
reduziertem Standard Wohnraumférderung nebst
Zuschussanteil, um allgemeinen
Wohnungsmarkt zu entlasten
. zusatzlich Vergabevorbehalte fur
anerkannte Fluchtlinge maglich
Jahresprogramm . 4 - Jahresprogramm . 4 - Jahresprogramm
Inhalt staatliche Grundsticke . kommunale Grundstucke . private Grundstiicke
. wichtigste Kriterien . Zweckbindung far - erganzende Zuschussférderung

= schnelle Verfugbarkeit
o ErschlieBung
o  Baurecht
. Wohnungen fur Familien
mit ca. 45 m? (3 — 4 Personen)
. Wohnheimplatze
mit ca. 15 m2? (1 — 2 Personen)
. Mischung nach Erfordernis

ausschlielliche Vergabe an
anerkannte Flichtlinge und
andere einkommensschwache
Personen

. Gemeinden steuern die soziale
Mischung in den Quartieren

=  allgemein in der
Mietwohnraumfdrderung

o Hdhe abhéngig von den
Aufwendungen des
Fardemehmers

o  Ermaglicht angemessene
Vergitung und angemessene
Rendite

Dabei will der Freistaat Bayern folgende Ziele quantitativ erreichen:
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Sofortprogramm Kommunales Férderprogramm Wohnungsbauférderung
fur anerkannte Flichtinge far Alle far Alle
Volumen . Wohnplatze fur ca. 3.300 . mindestens 1.500 . 2 500 neue Mietwohnungen in 2016
Personen Mietwohnungen pro Jahr mit . jahrliche Steigerung um 500
durchschnittlich 65 m? Wohnungen auf 4.000 Mietwohnungen
Wohnflache im Jahr 2019
e Zusatzliche Landesmittel: Zusatzliche Landesmittel: Zusatzliche Mittel:
ittel
. Mittelbedarf Baukosten . Bedarf an Zuschussmitteln . Erhéhung Bewilligungsrahmen auf 320
2016 2016 - 2019 Mio. € in 2016 (100 Mio. € BayernLabo)
70 Mio. € 150 Mio. € pro Jahr . weitere Erhéhung far Zuschussanteil
(59,1 Mio. € Bundesmittel jahrlich 2016
Gesamtmittel 600 Mio. € -2019)

. Studentenwohnraumférderung
(22,5 Mio. € jahrlich 2016 —2019)

. Gesamtbetrag Wohnraumférderung
2016: 401.6 Mio. €

. ab 2017: kontinuierliche jahrliche
Erhdhung der Wohnraumférderung zur
Schaffung von jeweils weiteren 500
Wohnungen

Geplante Gesamtfordermittel 2016 — 2019
ca. 1,9 Mrd. €

Bereits begonnene Vorhaben werden nicht gefordert. Die geférderten Mietwohnungen sollen
den allgemein ublichen Wohnstandards entsprechen.

Die geférderten Wohnungen sind entsprechend dem Zweck der Zuwendung an einkommens-
schwache Haushalte zu vermieten; dabei sollen anerkannte Fliichtlinge angemessen bertick-
sichtigt werden. Bei der Auswahl der berechtigten Haushalte soll sich die Gemeinde an den
Einkommensgrenzen der sozialen Wohnraumforderung (vgl. BayWoFG) orientieren. Die Be-
legung erfolgt durch die Gemeinde (Belegungs- und Zuschussbindung: 20 Jahre).

Die angemessene Wohnflache der zu fordernden Mietwohnungen soll sich an den Vorgaben
der Wohnraumférderungsbestimmungen 2012 (WFB 2012) orientieren.

Die Miethdhe ist so zu bemessen, dass sie fiur einkommensschwache Wohnungssuchende
tragbar ist. Die Bemessung soll sich an den nach 8§ 22 Abs. 1 SGB Il erstattungsfahigen Auf-
wendungen orientieren.

Die Zuwendung fur die BaumaRnahmen erfolgt als Projektférderung der Gesamtmalinahme
im Wege der Anteilfinanzierung durch einen Zuschuss in Héhe von 30 % der zuwendungsfa-
higen Gesamtkosten und ein zinsverbilligtes Kapitalmarktdarlehen der Bayerischen Landes-
bodenkreditanstalt in HOhe von bis zu 60 % der zuwendungsféahigen Gesamtkosten (Konditi-
on tagesaktuell 7. Januar 2016: 0,47 % bei 20-jahriger Zinsbindung). Der Zuschuss kénnte
auch ohne das zinsverbilligte Darlehen beantragt werden. Das Forderprogramm ist bis zum
Jahre 2019 aufgelegt.
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Der Eigenanteil der Gemeinde betragt mindestens 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtkos-
ten. Dieser kann insbesondere durch den Wert des im Eigentum der Gemeinde befindlichen
Baugrundstiicks erbracht werden. Eine Mehrfachférderung ist grundsatzlich ausgeschlossen.

3. Umsetzungsstrategie in der Stadt Friedberg
Aufgrund dieser geanderten und auch fir Kommunen abrufbaren Forderkulisse ist der Woh-
nungsneubau fir die Stadt Friedberg ein finanzierbares Ziel, um den akuten Wohnungsman-
gel im Stadtgebiet Friedberg lindern zu kénnen.

Folgende SofortmaRnahmen wéren realistisch:

Stadtisches Grundstick FI.Nr. 727/27 der Gemarkung Friedberg
T et

s \ _.auf

Das stadtisches Grundstiick FI.Nr. 727/27 der Gemarkung Friedberg liegt an der Karl-
Lindner-Straf3e im Baugebiet Friedberg-Sud, Flache Al, innerhalb des Bebauungsplans Nr.
51/V, und besitzt eine Gré3e von 833 gm. Gemal dem gultigen Bebauungsplan ist eine
mehrgeschossige Wohnbebauung zuldssig, die aufgrund politischer Festlegungen im KfwW
40-Standard auszufiihren ist.

Fiur das Grundstiick wurde bereits eine Projektstudie mit mdglichen Bebauungsformen erstellt
und im Bauausschuss vorgestellt.

Vorteile:
- fur das Grundstiick besteht Baurecht und es ware grundstiicksrechtlich sofort verfligbar
- die ErschlieBung ist hergestellt.

Nachteile: limitiertes Baufeld
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Erschwernisse: Bei einem kostengunstigen Mietwohnungsbau musste aus Kostengriinden

u.a. auf folgende Punkte verzichtet werden:

- Bauausfiihrung im KfW 40-Standard

- Gebaudeausfuhrung ohne Tiefgarage. Folge: es kénnten die baurechtlich nachzuweisen-
den Stellplatze nicht auf dem Grundstiick hergestellt werden, eine Abloseregelung ware
erforderlich

- Inklusionsgerechter Gesamtausbau ist wohl nicht mdglich, kein Aufzug (ev. Vorristung?).
Diese Option wére jedoch tatséchlich aufgrund der tatséchlichen aktuellen Nachfrage
nach senioren- und inklusionsgerechtem Wohnraum sehr wichtig. Aufgrund der vorhan-
denen Wohnstrukturen im Bestand (ausschliel3lich Hochparterre ohne Aufzug) sollte die-
se Option finanziell gepriift werden.

Stadtisches Grundstiick FI.Nr. 677/3 der Gemarkung Ottmaring (Teilflache)

Das stadtisches Grundstiick FI.Nr. 677/3 der Gemarkung Ottmaring liegt am Griesfeldweg am
Ortseingang vom Ortsteil Ottmaring. Derzeit befindet sich der dortige Bebauungsplan Nr. 6 in
der Aufstellung (1. Verfahrensschritt). Gemaf den Uberlegungen zum kiinftigen Bebauungs-
plan sollen bis zu zwei mehrgeschossige Wohnanlagen auf dem stadtischen Grundstiick zu-
lassig sein. Mit dem Abschluss des Verfahrens ist mit dem Ende dieses Jahres 2016 zu rech-
nen.

Vorteile: ./.

Nachteile:
- OPNV und Nahversorgung im Ortsteil eingeschrénkt
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Erschwernisse:
- Umsetzung erst nach Abschluss Bebauungsplanverfahren mdglich

Stadtisches Grundstiick FI.Nr. 2059 der Gemarkung Friedberg (Teilflache)

Das stadtisches Grundstiick FI.Nr. 2059 der Gemarkung Friedberg liegt an der Afrastral3e in-
nerhalb des Bebauungsplans Nr. 92/I. Gemal3 dem noch gultigen Bebauungsplan, der sich
jedoch derzeit in Anderung befindet, ist eine mehrgeschossige Wohnbebauung, urspriinglich
fur eine Sammelunterkunft fir Asylbewerber (im Jahr 2014), zul&ssig.

Vorteile:

- Fur das Grundstiick besteht Baurecht im Rahmen des bisherigen Bebauungsplans Nr.
92/1 und es ware grundstucksrechtlich verfigbar

- Eine variable Grundstiicksflache und -gréf3e ist moglich

- mehrere Baukérper sind zulassig.

Nachteile: ./.
Erschwernisse:

- ErschlieBung mit z.B. Kanal/Wasser/Energie muss kurzfristig tber die Afrastral3e herge-
stellt werden
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- Der/die Baukorper muss/missen im Vorgriff der spateren Gesamtkonzeption sowohl in
Form als auch in Lage geplant und ausgefihrt werden

- Eine Anbindung an die angestrebte Nahwéarmenetzversorgung im Gesamtgebiet wéare
aufgrund der fehlenden Gleichzeitigkeit wohl nicht mdglich bzw. zu prifen.

Als Baukosten sind derzeit wohl jeweils rund 4,0 Mio. € als grobe Kostenannahme flr eine
solche Wohnbaumafinahme zu schéatzen. Es kénnte wohl dann mit einem staatlichen Zu-
schuss in Héhe von rund 1,2 Mio. € gerechnet werden. Die Finanzierungsliicke in H6he von
2,8 Mio. € kdnnte Uber ein zinsverbilligtes Kapitalmarktdarlehen der Bayerischen Landesbo-
denkreditanstalt (Kondition tagesaktuell 7. Januar 2016: 0,47 % bei 20-jahriger Zinsbindung)
komfortabel finanziert werden. Der erforderliche Eigenanteil in Hohe von 10 % wird durch den
stadtischen Grund erbracht.

Die erforderlichen Haushaltsmittel (Ausgaben/Einnahmen) wéren entsprechend in die stadti-
sche Haushaltsplanungen einzustellen.

Seite 8 von 8



	voname
	Gremium
	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

